
Dasselbe gilt für Änderungen des Strafmaßes auf 
Grund sonstiger allgemeiner Bestimmungen und Er­
wägungen (sog. Generalklauseln).

Die Revision der Staatsanwaltschaft richtete sich 
lediglich gegen den Strafausspruch des Urteils der Straf­
kammer. Auf dessen Aufhebung hätte sich das Ober­
landesgericht also auch von seinem Rechtsstandpunkte 
aus gemäß § 343 Abs. 1 und § 352 Abs. 1 StPO be­
schränken müssen. Es war daher im Rahmen dieses 
Revisionsverfahrens nicht zulässig, das angefochtene 
Urteil auch im Schuldausspruche aufzuheben (vgl. Ur­
teil des OG 3 Zst 38/50 vom 1. September 1950). Wenn 
es dies aber tat. hätte es sich andererseits nicht auf d;e 
Weisung beschränken dürfen, daß § 351 zu § 350 StGB 
im Verhältnis nicht der Ideal-, sondern in dem der sog. 
Gesetzeskonkurrenz stehe, zumal dieser geringfügige 
Mangel durch eine Richtigstellung des Urteilsspruches 
hätte beseitigt werden können. Es hätte dann vielmehr 
auch die Anwendbarkeit des § 266 StGB prüfen müssen.

Hinsichtlich des Strafausspruches hat sich das Ober­
landesgericht der noch zu erörternden Ansicht des 
Landgerichts grundsätzlich insoweit argeschlossen, als 
es dem Angeklagten mildernde Umstände zugesprochen 
hat. Es ist damit einverstanden, daß die Strafe dem 
Strafrahmen des § 351 Abs. 2 StGB entnommen wird 
und der Angeklagte eine Gefängnisstrafe erhält, ob­
wohl es andererseits feststellt, daß er seine hohe Ver­
antwortlichkeit gegenüber dem Staat vernachlässigt hat 
und daß die vom Landgericht gegen ihn erkannte Ge­
fängnisstrafe gröblich der Gerechtigkeit widerspricht. 
Bei richtiger Würdigung der zutreffend aufgpführten 
Straferschwerungsgründe hätte es zu der Auffassung 
gelangen müssen, daß Verhängung einer Zuchthaus­
strafe angebracht war. Auch insoweit geht das Urteil 
fehl.

Das Urteil des Oberlandesgerichts Erfurt vom 
1. August 1950 war demnach wegen der in ihm ent­
haltenen Mängel in vollem Umfange aufzuheben. . .

. . . Das ebenfalls vom Kassationsantrag ergriffene 
Urteil des I.andgerichts vom 21. April 1950 verletzt 
bereits insofern sachliches Recht, als es das Vorliegen 
mildender Ums*ände anerkennt und die Strafe aus dem 
Strafrahmen des § 351 Abs. 2 StGB entnommen hat.

Das Landgericht führt zunächst zutreffend aus, daß 
der Angeklagte das Ansehen der Justiz auf das 
Schwerste geschädigt habe; denn gerade von einem Be­
schäftigten der Justizverwaltung verlange man in erster 
Linie einwandfreies Verholten. Er habe das, ihm 
übertragene Vertrauen auf das Gröblichste verletzt und 
das unterschlagene Geld zu einem leichtsinnigen Le­
benswandel verwendet. Das Urteil hat aber andererseits 
strafmildernd berücksichtigt, daß der Angeklagte sehr 
jung und noch unbestraft sei. Er leide an epileptischen 
Anfällen. Es sei zu berücksichtigen, daß Epileptiker 
meist leicht beeinflußbar seien und daher leichter un­
günstigen Einflüssen unterlägen. Er habe als Umsied­
ler nach seiner Entlassung aus französischer Kriegs­
gefangenschaft keine Angehörigen vorgefunden und sei 
auf sich selbst angewiesen. Die Versuchung sei bei sei­
ner Dienststellung groß gewesen. Da er seine persön­
liche Lebenslage hätte verbessern wollen, sei er auf den 
Gedanken gekommen, Geld zu unterschlagen.

Der Ansicht der Strafkammer kann nicht gefolgt wer­
den. Das verhältnismäßig jugendliche Alter eines straf­
mündigen Täters bildet für sich allein keinen Grund 
für die Zubilligung mildernder Umstände. Die Politik 
der Deutschen Demokratischen Republik ist auf die För­
derung der Jugend und ihre Betrauung mit verant­
wortlichen Aufgaben gerichtet. Sie hat ihren Ausdruck 
gefunden im Gesetz über die Teilnahme der Jugend am 
Aufbau der Deutschen Demokratischen Republik vom
8. Februar 1950 (GBl. S. 95). In Übereinstimmung mit 
dieser Politik hat der Angeklagte bereits im Alter von 
21 Jahren eine mit erheblicher Verantwortlichkeit ver­
bundene Stellung im Justizdienst erhalten. Diese Stel­
lung hat er alsbald zu Unterschlagungen mißbraucht, 
obwohl ihm nach den Grundsätzen des antifaschistisch­
demokratischen Staates die Möglichkeit zu beruflichem 
Aufstieg offen stand.

Hinsichtlich der Krankheit des Angeklagten sagt das 
Gutachten des Sachverständigen Dr. M. ausdrücklich, 
daß die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 oder 2 StGB

nicht als erfüllt angesehen werden können. Die weite­
ren allgemeinen Ausführungen des Sachverständigen 
über die leichte Beeinflußbarkeit der Epileptiker sind 
keine ausreichende Grundlage für die Zubilligung 
mildernder Umstände. ...

. . . Die vom Landgericht herangezogenen Gründe 
können also die Zubilligung mildernder Umstände nach 
§ 351 Abs. 2 StGB nicht rechtfertigen. Es hat außerdem 
die erschwerenden Momente, insbesondere die Ver­
letzung der Staatsinteressen, im Strafausspruch außer 
Betracht gelassen. Der Angeklagte hat nicht nur das 
Vermögen des Staates erheblich verletzt, sondern dn 
erster Linie das Ansehen der demokratischen Rechts­
pflege — namentlich durch die Unterschlagung von be­
zahlten Geldstrafen — aufs schwerste geschädigt und 
den mit der Auferlegung dieser Strafen verfolgten 
Strafzweck gefährdet. Überdies hat er einen großen Teil 
des unterschlagenen Geldes in leichtsinniger Gesell­
schaft verbracht. Die Strafe hätte daher dem Straf­
rahmen des § 351 Abs. 1 StGB entnommen werden 
müssen.

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Ver­
brechens nach den §§ 350, 351, 73 StGB verurteilt, also 
Tateinheit zwischen den beiden Gesetzen angenommen. 
Beide Gesetze stehen jedoch in Gesetzeskonkurrenz zu­
einander, so daß § 73 StGB nicht anwendbar ist. § 351 
S GB ist straferhöhender Sondertatbestand (Qualifi­
kation) des § 350 StGB, nämlich die vorsätzlich unrichtige 
Führung von Rechnungsbüchern usw. im Rahmen einer 
Amtsunterschlagung. Er ist dann anzuwenden, wenn 
der Angeklagte in Beziehung auf die Unterschlagung 
nach § 350 StGB auch noch die im § 351 StGB 
aufgeführten Tatbesl andsmerkmale erfüllt hat. Hier 
hat der Angeklagte diesen Straferhöhungsgrund da­
durch verwirklicht, daß er vorsätzlich die von ihm 
unterschlagenen Gebühren und Geldstrafen nicht 
in die Einnahmeliste eingetragen und außerdem auch 
auf Belegen falsche Angaben gemacht hat.

Das Urteil enthält den weiteren sachlichrechtlichen 
Mangel, daß es nicht geprüft hat, ob der Angeklagte 
sich durch seine Tat nicht gleichzeitig auch der Un­
treue nach § 266 StGB schuldig gemacht hat.

Dem Angeklagten war als Zahlstellenverwalter des 
Amtsgerichts M. durch behördlichen Auftrag die Pflicht 
auferlegt worden, die eingegangenen Gerichtskosten 
und Geldstrafen ordnungsmäßig zu verwalten. Die 
Beauftragung mit dieser Funktion schafft ein beson­
deres und dauerndes Vertrauensverhältnis. Der ihm 
hieraus erwachsenen Treuepflicht ist er nicht nach­
gekommen, vielmehr hat er Beträge, die er für den 
Staat eingenommen hatte, für sich verbraucht. Damit 
hat er dem demokratischen Staat, dessen Vermögens­
interessen er wahrzunehmen hatte, schweren Nachteil 
zugefügt. Allein die Tatsache, daß seine Handlung ge­
eignet war, das Vertrauen zur demokratischen Justiz 
zu erschüttern, zwingt — ebenso wie zum Ausschluß 
mildernder Umstände nach § 35t Abs. 2 StGB — zur An­
nahme eines besonders schweren Falles gemäß § 266 
Abs. 2 StGB. Es liegt also Tateinheit zwischen schwe­
rer Amtsunterschlagung und besonders schwerer Un­
treue vor (vgl. OG 3 Zst 66/50 vom 21. November 1950).

Das angefochtene Urteil des Landgerichts vom 
21. April 1950 ist daher wegen Verletzung sachlichen 
Rechts im Schuld- und Strafausspruch aufzuheben. ...

Im erkennenden Teil des künftigen Urteils wird aus­
zusprechen sein, daß dem Angeklagten die erlittene 
Untersuchungshaft und verbüßte Strafhaft auf die 
Freiheitsstrafe in vol’er Höhe anzurechnen sind. Die 
Anrechnung der Untersuchungshaft ergibt sich aus 
§ 60 StGB. Die Anrechnung der Strafhaft ist auch für 
das Wiederaufnahmeverfahren allgemein anerkannter 
Grundsatz (vgl. Löwe-Rosenberg, 19. Aufl. Anm. 4 a 
zu § 227 StPO). Die Grundsätze des Wiederaufnahme­
verfahrens können auf das Kassationsverfahren ange­
wandt werden, soweit es sich um die Folgen der Auf­
hebung rechtskräftiger Urteile handelt, für die die an 
sich auf das Kassationsverfahren entsprechend anzu­
wendenden Revisionsvorschriften nichts bestimmen, 
falls der Zweck des Kassationsverfahrens dem nicht 
entgegensteht (vgl. NJ 1950 S. 262 f).

Zu den Zwecken des Kassationsverfahrens gehört, 
rechtskräftige, aber untragbare Urteile durch zutref-
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